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Berlin, den 9. November 2021 

 

Gemeinsamer Bericht des AK V / BMI  

für die 215. IMK vom 1. bis 3. Dezember 2021 in Stuttgart 

zum Sachstand der länderoffenen Bund-Länder-Kommission „Stärkung des 

Bevölkerungsschutzes“ 

 

1 Beschlusslage und Aufgabenstellung 
Auf der 214. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der 

Länder (weiter: IMK) vom 16. bis 18.06.2021 in Rust wurde unter TOP 33 beschlossen, 

dass die vom Bund initiierte Entwicklung eines Kompetenzzentrums zu einer gemein-

samen Einrichtung von Bund und Ländern gleichberechtigt von Beginn an gemeinsam 

gestaltet wird. Eine solche neue Kooperationsplattform soll von den originären Aufga-

benträgern im Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement, also von Bund und Län-

dern, partnerschaftlich getragen werden.  

 

Zu diesem Zweck wurde das BMI gebeten, in Abstimmung mit dem Arbeitskreis V, 

Feuerwehrangelegenheiten, Rettungswesen, Katastrophenschutz und zivile Verteidi-

gung,  der IMK (weiter: AK V), eine länderoffene Bund-Länder-Kommission "Stärkung 

des Bevölkerungsschutzes" (weiter: Kommission) einzurichten, eine gemeinsame Lei-

tung zu bestimmen und themenbezogen die Fachministerkonferenzen einzubeziehen.  

 

Die Kommission hat laut Beschluss der IMK zunächst den Auftrag, bis zum Jahres-

ende ein Gemeinsames Kompetenzzentrum Bevölkerungsschutz (weiter: Kompetenz-

zentrum) als gemeinsame Bund-Länder-Einrichtung auf Basis einer Vereinbarung zu 

entwickeln, Vorschläge zu Aufgaben, Rolle und Ausstattung vorzulegen und die not-

wendigen rechtlichen und ressourcenbezogenen Erfordernisse zu beschreiben. Wei-

tere Themen sollen im Einvernehmen später zum Gegenstand der Kommission ge-

macht werden.  

 

Die IMK hat den AK V ferner beauftragt, der IMK über den Fortgang der Arbeiten zur 

Reform des Bevölkerungsschutzes bis zur Frühjahrskonferenz 2022 zu berichten.  

 

Vorliegender Sachstandsbericht gibt einen Überblick über die bisherigen Tätigkeiten 

der Kommission sowie über die bisherigen  Ergebnisse.  
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2 Arbeit der länderoffenen Bund-Länder-Kommission „Stärkung 
des Bevölkerungsschutzes“ 

Die Kommission, zu deren Mitgliedern die zuständigen Abteilungsleitungen der In-

nenressorts von Bund und Ländern sowie der Präsident des Bundesamtes für Bevöl-

kerungsschutz und Katastrophenhilfe (weiter: BBK) gehören, hat ihre Arbeit in der 

konstituierenden Sitzung am 5. August 2021 auf Basis einer gemeinsam verabschie-

deten Geschäftsordnung zur Entwicklung eines Kompetenzzentrums aufgenommen. 

Die Kommission wird von einem gemeinsamen Vorsitz von Bund (Abteilungsleitung 

BMI Nationales Krisenmanagement) und Ländern (Vorsitz AK V) geleitet.   

 

Die Arbeit der Kommission erfolgte in bisher drei Sitzungen konstruktiv und auf das 

gemeinsame Ziel der Stärkung des Bevölkerungsschutzes ausgerichtet.  

 

Als Ergebnis konnte der Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung für ein Kompetenz-

zentrum konsentiert werden. Der Entwurf wird der IMK auf deren 215. Sitzung zur 

Beschlussfassung vorgelegt werden. 

 

Die Abteilungsleitungen der Länder haben zur Vorlage der 215. IMK-Sitzung den Ent-

wurf einer Vereinbarung zwischen Ländern zur Finanzierung der Stellen für die von 

den Ländern zu entsendenden Verbindungspersonen erarbeitet. 

 

3 Verwaltungsvereinbarung von Bund und Ländern 

Die Verwaltungsvereinbarung regelt den Rahmen für die Errichtung eines Kompetenz-

zentrums und die partnerschaftliche Arbeit zwischen Bund und Länder. Erforderliche 

Regelungen zu den Detailfragen werden als Ergänzung der Verwaltungsvereinbarung 

in der Aufgabenbeschreibung und einer noch abzustimmenden Geschäftsordnung des 

Kompetenzzentrums vereinbart. 

Die Verwaltungsvereinbarung gibt Ziele vor und regelt grundlegende Aspekte der Zu-

sammenarbeit im Kompetenzzentrum: 

Mit der Errichtung und Etablierung eines dauerhaften und strukturiert organisierten 

Kompetenzzentrums für den Bevölkerungsschutz sowie für das ressortübergreifende 

Risiko- und Krisenmanagement sollen bevölkerungsschutzrelevante Themen unter 

Wahrung der Zuständigkeiten des Bundes im Zivilschutz und der Länder im Katastro-

phenschutz konzentriert und der Informationsstand aller Beteiligten für eine bessere 

Krisenvorsorge und Krisenbewältigung optimiert werden.  

Getragen wird das Kompetenzzentrum von den für den Bevölkerungsschutz originär 

zuständigen Behörden des Bundes und der Länder. Sie bilden den Kern in einer auf 
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Dauer angelegten arbeitstäglichen Zusammenarbeit von Vertreterinnen und Vertretern 

des Bundes sowie der Länder. Bund und Länder entsenden mindestens je fünf Ver-

bindungspersonen. Jedem Partner steht es offen, weitere Verbindungspersonen zu 

entsenden. Die Einbindung weiterer Akteure im Bevölkerungsschutz erfolgt auf Basis 

der Regelungen der Verwaltungsvereinbarung, welche eine beratende Beteiligung vor-

sieht.  

Die Rolle des Kompetenzzentrums wird durch ihre Organisation als Kooperationsplatt-

form ohne Behördeneigenschaft geprägt. Die Aufgaben werden in der Verwaltungs-

vereinbarung sowohl mit Blick auf die Alltagsorganisation als auch auf die Krisenorga-

nisation skizziert und in einer Anlage konkretisiert. 

Die strategische Steuerung des Kompetenzzentrums erfolgt durch einen gemeinsa-

men Lenkungskreis von Bund und Ländern, wohingegen die administrativ/operative 

Steuerung durch eine Leitung erfolgt. 

 

 3.1 Aufgaben des Kompetenzzentrums 

Die Aufgaben des Kompetenzzentrums sind weitestgehend abgestimmt und werden, 

wie oben genannt, in einer ergänzenden Anlage zur Verwaltungsvereinbarung kon-

kretisiert.  

 

3.2 Finanzierung des Kompetenzzentrums 

Die Punkte der Finanzierung des Kompetenzzentrums werden zum einen bilateral 

zwischen Bund und Ländern erörtert und zum anderen multilateral zwischen den 

Ländern selbst. Die Verwaltungsvereinbarung wird hierzu im § 7 noch ergänzt. Die 

konkreten Ergebnisse werden spätestens zur Frühjahrs IMK 2022 vorliegen.  

 

3.3 Pilot Gemeinsames Lagebild Bevölkerungsschutz 

In der AK V Sitzung am 21./22. April 2021 wurde unter TOP 23 vorgeschlagen, mit der 

Erstellung eines „Gemeinsamen Lagebildes Bevölkerungsschutz“ als Pilotvorhaben 

für das Kompetenzzentrum zu beginnen.  

Die technische Unterstützung der Arbeit im Kompetenzzentrum, insbesondere für das 

Gemeinsame Lagebild Bevölkerungsschutz, soll IT-gestützt erfolgen. Für die Umset-

zung stehen Bund und Länder gemeinsam mit einem Software-Unternehmen im Aus-

tausch. Der Bund  stellt die für die Erarbeitung einer prototypischen Software-Lösung 

erforderlichen Finanzierungsmittel zur Verfügung. 
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4. Ausblick 
Die Kommission wird dem Auftrag der IMK gemäß die noch ausstehenden Punkte zur 

Entwicklung des Kompetenzzentrums in den kommenden Wochen weiter ausarbeiten. 

Sie sind weitestgehend abgeschlossen. Die inhaltlichen Arbeiten an dem Pilotvorha-

ben „Gemeinsames Lagebild Bevölkerungsschutz“ werden auf Arbeitsebene weiterge-

führt. Dazu gehört insbesondere die Einbindung der nichtbehördlichen Akteure sowie 

den weiteren fachlichen Kompetenzen in den Bereichen des Bevölkerungsschutzes. 

Bund und Länder sind sich einig, dass in Ansehnung der geänderten Gefahrenlagen 

eine ebenen- und ressortübergreifende Zusammenarbeit im fachlichen und politischen 

Krisenmanagement zur Fortentwicklung des Bevölkerungsschutzes partnerschaftlich 

weitergeführt und vorangetrieben werden soll. 
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